
BEKANNTMACHUNG 
 
des Umlegungsausschusses der Landeshauptstadt Düsseldorf gemäß § 50 des Baugesetzbu-
ches (BauGB). 
------------------------------------------------------------------------------------------------------ 
 
 I. 
 
Der Ausschuss für Planung und Stadtentwicklung der Stadt Düsseldorf hat in seiner Sitzung 
am 01.09.2021 für ein Gebiet zwischen den Straßen Im Kleinen Winkel im Osten, Am Platten 
Stein im Süden, In den Blamüsen Westen und dem Kirchweg im Norden - maßgebend ist der 
im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 5588/001 dargestellte Geltungsbereich, der Be-
standteil des Anordnungsbeschlusses ist - die Anordnung der Umlegung gemäß §§ 45 ff. BauGB 
angeordnet. 
 
 II. 
 
Der Umlegungsausschuss der Landeshauptstadt Düsseldorf hat nach Anhörung der Eigentümer 
in seiner Sitzung am 10. November 2021 die Einleitung des Umlegungsverfahrens (Umle-
gungsbeschluss gemäß § 47 BauGB) für die folgenden, in der Bestandskarte (§ 53 BauGB) 
dargestellten Grundstücke    
 
Gemarkung Angermund Flur 8  
Flurstücke 160, 161, 279, 572, 690, 691, 692, 956, 957, 972, 973, 975, 991, 1125, 1126 und 
1127    
 
beschlossen (siehe Anlage Bestandskarte).   
 
Das Gebiet erhält die Bezeichnung 
 

"Umlegungsgebiet 113" 
 
Als Verteilungsmaßstab gemäß § 56 Abs. 1 BauGB wird die Verteilung nach Werten (§ 57 
BauGB) bestimmt. 
 

III. 
 
Der Umlegungsausschuss hat die Bestandskarte und das Bestandsverzeichnis (§ 53 BauGB) 
für das betroffene Gebiet aufgestellt. Er behält sich vor, im Laufe des Umlegungsverfahrens 
das Umlegungsgebiet zu unterteilen oder Umlegungsteilgebiete wieder zu einem einheitlichen 
Umlegungsgebiet zusammenzufassen, falls sich dies im Interesse einer möglichst raschen und 
reibungslosen Abwicklung der Umlegung als zweckmäßig erweisen sollte. 
 
Die Bestandskarte und das Bestandsverzeichnis - letzteres ohne die im Grundbuch in Abt. 
II eingetragenen Lasten und Beschränkungen - werden in der Zeit vom 22.11.2021 bis 
20.12.2021 in der Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses, Brinckmannstraße 5, IV. 
Etage, öffentlich ausgelegt. Sie können dort werktags (außer samstags) während der Ge-
schäftszeit (08.30 Uhr bis 12.30 Uhr - oder nach telefonischer Vereinbarung Tel.: 0211/89-
96661) eingesehen werden. 

 
IV. 

 
Am Umlegungsverfahren sind nach § 48 BauGB (Beteiligte) beteiligt: 
 
1. Die Eigentümer der im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücke, 



2. die Inhaber eines im Grundbuch eingetragenen oder durch Eintragung gesicherten Rechts 
an einem im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstück oder an einem das Grundstück belasten-
den Recht, 
 
3. die Inhaber eines nicht im Grundbuch eingetragenen Rechts an dem Grundstück oder an 
einem das Grundstück belastenden Recht, eines Anspruchs mit dem Recht auf Befriedigung 
aus dem Grundstück oder eines persönlichen Rechts, das zum Erwerb, zum Besitz oder zur 
Nutzung des Grundstücks berechtigt oder den Verpflichteten in der Benutzung des Grundstücks 
beschränkt, 
 
4. die Stadt Düsseldorf. 
 
Die in Nr. 3 bezeichneten Personen werden zu dem Zeitpunkt Beteiligte, in dem die Anmeldung 
ihres Rechts dem Umlegungsausschuss zugeht. Die Anmeldung kann bis zur Beschlussfassung 
über den Umlegungsplan erfolgen. 
 
Die Inhaber von Rechten, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Be-
teiligung am Umlegungsverfahren berechtigen, werden hiermit gemäß § 50 Abs. 2 BauGB 
aufgefordert, diese Rechte binnen eines Monats seit dieser Bekanntmachung des 
Umlegungsbeschlusses beim Umlegungsausschuss der Landeshauptstadt Düsseldorf oder 
der Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses Brinckmannstraße 5 in 40225 Düsseldorf, IV. 
Etage, anzumelden. 
 
Letzter Absatz VII gilt entsprechend. 
 
Werden diese Rechte erst nach dieser Frist angemeldet, so muss der Berechtigte die bisherigen 
Verhandlungen und Festsetzungen gegen sich gelten lassen, wenn der Umlegungsausschuss 
dies bestimmt. 
 
Die Inhaber eines aus dem Grundbuch nicht ersichtlichen Rechts, das zur Beteiligung am Um-
legungsverfahren berechtigt, müssen die Wirkung eines vor der Anmeldung eingetretenen 
Fristablaufes ebenso gegen sich gelten lassen, wie der Beteiligte, dem gegenüber die Frist 
durch diese Bekanntmachung zuerst in Lauf gesetzt worden ist. 
 
Bestehen Zweifel an einem angemeldeten Recht, so wird der Umlegungsausschuss dem An-
meldenden unverzüglich eine Frist zur Glaubhaftmachung seines Rechts setzen. Nach frucht-
losem Ablauf der Frist ist er, bis zur Glaubhaftmachung seines Rechts, nicht mehr zu beteiligen. 
Auch er muss alsdann die bisherigen Verhandlungen gegen sich gelten lassen, wenn der Um-
legungsausschuss dies bestimmt. 
 
 V. 
 
Nach § 51 BauGB (Veränderungssperre) dürfen von der Bekanntmachung dieses Beschlus-
ses bis zur Bekanntmachung des Umlegungsplanes gemäß §71 BauGB folgende Veränderun-
gen im Umlegungsgebiet nur mit schriftlicher Genehmigung des Umlegungsaus-
schusses vorgenommen werden: 
 
1. - Die Teilung eines Grundstücks,  
 - Verfügungen über ein Grundstück und über die Rechte an einem Grundstück,  
- Vereinbarungen, durch die einem anderen ein Recht zum Erwerb, zur Nutzung oder 

Bebauung eines Grundstücks oder Grundstücksteils eingeräumt werden, 
 - die Begründung, Änderung oder Aufhebung von Baulasten, 
 
2. - erhebliche Veränderungen der Erdoberfläche oder wesentliche wertsteigernde sons-

tige Veränderungen der Grundstücke,  



 
3. - die Errichtung nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtiger, aber 

wertsteigernder baulicher Anlagen oder 
 - die wertsteigernde Änderung solcher Anlagen, 
 
4. - die Errichtung oder Änderung genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtiger 

baulicher Anlagen. 
 
Vorhaben, die vor Inkrafttreten dieser Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden 
sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden von 
der Veränderungssperre nicht berührt. 
 

VI. 
 
Für die in Ziffer II. aufgeführten Grundstücke steht der Stadt Düsseldorf ein Vorkaufsrecht 
beim Kauf von Grundstücken zu (§ 24 Abs. 1 Nr. 2 BauGB). In dem unter I. aufgeführten 
Anordnungsbeschluss hat der Ausschuss für Planung und Stadtentwicklung gemäß § 46 Abs. 
5 BauGB dem Umlegungsausschuss die Befugnis zur Ausübung des Vorkaufsrechts für dieses 
Umlegungsgebiet übertragen. 
 

VII. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Dieser Umlegungsbeschluss kann nach § 217 BauGB durch Antrag auf gerichtliche Entschei-
dung binnen sechs Wochen seit Bekanntmachung im Düsseldorfer Amtsblatt angefochten wer-
den. Der Antrag ist bei dem Umlegungsausschuss der Landeshauptstadt Düsseldorf schriftlich 
einzureichen oder zur Niederschrift bei der Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses, Brinck-
mannstr. 5 in 40225 Düsseldorf, IV. Etage, zu stellen; er kann auch per Fax (Fax-Nr. 0211 / 
89-29146) oder per E-Mail Umlegungsausschuss@duesseldorf.de gestellt werden. Der Antrag 
muss sich gegen den Umlegungsausschuss der Landeshauptstadt Düsseldorf richten; er muss 
den Umlegungsbeschluss bezeichnen, gegen den er sich richtet. Er soll die Erklärung, in wie-
weit der Verwaltungsakt angefochten wird und einen bestimmten Antrag enthalten. Er soll die 
Gründe sowie die Tatsachen und Beweismittel angeben, die zur Rechtfertigung des Antrags 
dienen. Der Antrag hat keine aufschiebende Wirkung. Über den Antrag entscheidet das Land-
gericht Düsseldorf, Kammer für Baulandsachen. Vor dem Landgericht muss sich der Antrag-
steller, der Anträge zur Hauptsache stellen will, durch einen Rechtsanwalt / eine Rechtsanwäl-
tin vertreten lassen. Wird die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten oder Vertre-
ters versäumt, so wird dessen Verschulden dem Beteiligten zugerechnet. 
 
Der Umlegungsbeschluss gilt gemäß § 41 Abs. 4 Satz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NW) zwei Wochen nach dieser Bekanntmachung als 
bekannt gegeben. 
 
Düsseldorf, den 10.11.2021 
 
Der Vorsitzende 
Dr. Wetterau 

 
 
 
  



Anlage Bestandskarte 
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